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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Zwei weitere neue Ratsmitglieder wurden in der Frühjahrssession vereidigt: Nicolo
Paganini (cvp, SG) ersetzte Jakob Büchler (cvp, SG) und Michael Töngi (gp, LU) rückte für
Louis Schelbert (gp, LU) nach. 
Büchler war nach 15 Jahren im Nationalrat zurückgetreten. Da die CVP St. Gallen eine
Amtszeitbeschränkung kennt, hätte der 65-jährige nicht mehr erneut kandidieren
können. Er machte deshalb dem als Anwalt tätigen Paganini Platz, der zudem seit 2011
als Direktor der Olma-Messen fungiert.
Der 65-jährige Schelbert war seit 1975 politisch tätig gewesen: zuerst in der POCH,
später für die Grünen, für die er die Ochsentour vom Stadtluzerner Parlament über den
Kantonsrat bis hin in den Nationalrat absolvierte, in den er nach dem Rücktritt von
Cécile Bühlmann (gp, LU) 2006 nachgerutscht war. Sein Nachfolger, der 50-jährige
Michael Töngi, wollte seinen Job als Generalsekretär des Schweizerischen Mieterinnen-
und Mieterverbandes aufgeben. Schelbert machte keinen Hehl daraus, dass er für Töngi
den Platz räumte, um dessen Wiederwahlchancen im Herbst 2019 zu erhöhen. Es sei für
die Grünen in Luzern ansonsten sehr schwierig, ihr Mandat zu verteidigen. 
Paganini wurde durch seinen Schwur der Eidesformel vereidigt, während Töngi das
Gelübde ablegte. Seit den letzten Wahlen wurden somit im Nationalrat bereits 14 Sitze
neu besetzt. 1

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 12.03.2018
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte die GLP-Fraktion die Einführung der
doppeltproportionalen Divisormethode mit Standardrundung – den sogenannten
«doppelten Pukelsheim» – für die Zuteilung der Nationalratssitze bei den
eidgenössischen Wahlen. Das heutige Verfahren («Hagenbach-Bischoff») sei aus
verschiedenen Gründen vor allem in Kantonen mit wenigen Sitzen unfair: Nicht jede
Stimme habe gleiches Gewicht und es gebe eine Verzerrung des Willens der
Wählerinnen und Wähler, weil grosse Parteien bevorteilt würden. Die
Listenverbindungen, mit denen dieser Bevorteilung begegnet werden solle, seien
zudem intransparent. Diese Probleme würden mit dem doppelten Pukelsheim behoben,
was sich auch in etlichen Kantonen gezeigt habe, die dieses Verfahren auf kantonaler
Ebene bereits eingeführt hätten. Mit dem doppelten Pukelsheim basiert die
Mandatszuteilung auf dem im gesamten Wahlgebiet erzielten Stimmenanteil. In einem
zweiten Schritt werden dann die von einer Partei erhaltenen Sitze auf die Wahlkreise
verteilt. Die Wahlreformen in den Kantonen seien auch deshalb durchgeführt worden,
weil das Bundesgericht 2002 das dem nationalen Verfahren sehr ähnliche System der
Stadt Zürich als verfassungswidrig eingestuft habe. Es sei Zeit für faire
Nationalratswahlen, betitelte die GLP deshalb ihren Vorstoss. 
Eine knappe 13 zu 12-Stimmenmehrheit der SPK-NR sah dies freilich anders. Der
doppelte Pukelsheim habe seine Berechtigung in den Kantonen, werde den Eigenheiten
der Schweiz aber nicht gerecht, begründete die Kommission ihren abschlägigen
Entscheid. Kantone seien nicht einfach Wahlkreise, sondern historisch gewachsene
Einheiten, die man nicht einfach gesamtschweizerisch zusammenfassen könne.
Kantonal verankerte Parteien wie etwa die Lega dei Ticinesi oder der MCG in Genf
würden es überdies wohl mit dem Doppeltproporzverfahren kaum schaffen, einen Sitz
zu erobern. Zudem habe auch der doppelte Pukelsheim seine Besonderheiten. So
könnte es durchaus sein, dass in einem Kanton mit lediglich einem Nationalratssitz
nicht die stärkste, sondern aufgrund des nationalen Verteilverfahrens die zweitstärkste
Partei den Sitz erobere, was schwierig zu vermitteln wäre und sicherlich nicht dem
Willen der Wählerinnen und Wähler in diesem Kanton entspräche. Die starke links-
grüne Minderheit versuchte im Rat erfolglos, eine Änderung des Verfahrens beliebt zu
machen. Balthasar Glättli (gp, ZH) gab zu Protokoll, dass das Problem der Vertretung der
Kantone mit nur einem Sitz durch das sogenannte «Winner-take-one»-Prinzip einfach
gelöst werden könnte. Mit diesem würden nicht adäquate Sitzzuteilungen in
Einerwahlkreisen verunmöglicht, ohne die Logik der Gesamtverteilung zu verfälschen.
Es sei wichtig, dass auch für die eidgenössischen Wahlen das Prinzip «one person, one
vote» gelte, was mit Hagenbach-Bischoff eben nicht möglich sei. Das
Stimmenverhältnis in der SPK-NR spiegelte sich in der Folge im Nationalrat wider: Die

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2021
MARC BÜHLMANN
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SP-, die GLP- und die GP-Fraktion stimmten geschlossen für Folgegeben. Die total 84
Stimmen reichten aber gegen die 105 ablehnenden Stimmen nicht aus. 2

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Zu dieser Zunahme trugen vor allem die zahlreichen neuen Verbindungen im links-
grünen Spektrum bei. Die verschiedenen grünen Gruppierungen, welche sich nicht auf
eine einheitliche Allianzpolitik festlegten, sondern teils allein, teils mit anderen Grünen,
teils mit der SP und teils mit dem LdU in den Kampf zogen, brachten die traditionellen
Wahlbündnisse durcheinander. So schloss sich der Landesring, der sich 1983 fast
überall mit der EVP verbündet hatte, nur noch in Zürich, St. Gallen und im Aargau mit
seiner Fraktionspartnerin zusammen, während er in Bern, Baselstadt und Thurgau mit
den Sektionen der Grünen Partei (GPS), in Solothurn mit dem Grünen Bündnis (GBS) und
in Baselland mit der SP eine Allianz einging. Die EVP ihrerseits stieg in Bern und
Baselstadt allein in die Wahlen; in Baselland schloss sie sich dem Bürgerblock an. 3

WAHLEN
DATUM: 18.10.1987
KATRIN HOLENSTEIN

Im Anschluss an den Wahlerfolg der Grünen Partei, die mit 9 Abgeordneten
Fraktionsstärke erreichte, stellte sich die Frage, wie sich die Grünen und die
Gruppierungen links der SP organisieren würden. Die GPS begrüsste zwar eine
Zusammenarbeit, lehnte hingegen eine Fraktionsgemeinschaft mit anderen grünen
Kräften ab. Die von der POCH angestrebte Fraktion mit dem PSA, der PdA und dem
Grünen Bündnis scheiterte. Nachdem sich Werner Carobbio (psa, TI) nach einigem
Zögern entschieden hatte, der SP-Fraktion beizutreten, und Hanspeter Thür (gbs, AG)
keine Gemeinschaft mit dem PdA-Vertreter Spielmann (GE) eingehen wollte, blieben
nur noch vier Abgeordnete, was zur Bildung einer Fraktion nicht reicht. 4

WAHLEN
DATUM: 18.10.1987
KATRIN HOLENSTEIN

Im Tessin sorgte die Protestbewegung "Lega dei Ticinesi" mit einem Wähleranteil von
über 23% und zwei Sitzgewinnen für eine erdrutschartige Verschiebung im
Parteiengefüge; da ihre Gewinne vor allem zulasten der CVP gingen, rutschte diese
hinter die FDP auf den zweiten Platz. Ein erstaunliches Protestpotential am äussersten
rechten Spektrum manifestierte sich im Kanton Schwyz, wo unter der
Listenbezeichnung "Partei der Zukunft" der Führer der rechtsextremen "Patriotischen
Front", Marcel Strebel, 6,4% der Wählerstimmen erreichte, was allerdings nicht für
einen Sitz ausreichte.

Die FDP und die CVP mussten ihre Verluste – insgesamt 3,4% Wählerstimmen und
dreizehn Sitze – vor allem dort hinnehmen, wo rechtspopulistische Parteien Erfolg
hatten (TI, SG, AG, TG). Bei der FDP und der CVP, welche seit der Einführung des
Proporzwahlrechtes 1919 die schlechtesten Resultate erzielten, fielen die Ergebnisse in
den einzelnen Kantonen sehr unterschiedlich aus. Die FDP verlor beispielsweise
überdurchschnittlich viele Wähler in ihren Hochburgen Schaffhausen und Solothurn,
aber auch im Aargau und in St. Gallen. Hingegen gewann sie Stimmen in traditionell
nicht freisinnig dominierten Gebieten; die CVP erlitt am meisten Verluste in den
Kantonen Tessin, Aargau, Thurgau, St. Gallen und Schwyz. Die SP konnte den
Abwärtstrend stoppen ; sowohl sitzmässig als auch in Bezug auf ihre Wähleranteile
verharrte sie auf dem Niveau von 1987 und verfehlte somit ihr erklärtes Ziel von 20%
Wähleranteil deutlich. Von der Wählerstruktur zeigte sich die SP bei den diesjährigen
Wahlen verstärkt als eine Partei der Jungen; 39% ihrer Wählerinnen und Wähler waren
jünger als 40 Jahre und nur 13% standen im Rentenalter. Die SVP konnte ihre Sitzzahl
halten und an Wähleranteilen zulegen. Nachdem sie bereits bisher stärkste politische
Kraft in den Kantonen Bern und Thurgau war, rückte sie nun auch in den Kantonen
Zürich und Aargau zur ersten Partei bei nationalen Wahlen vor. Die GP konnte in drei
Kantonen (LU, SO, SG), in welchen sie bisher noch keinen Sitz hatte, ein Mandat
erobern; in den Kantonen Aargau und Baselland hatte in der Legislaturperiode 1987-1991
der Wechsel je eines Sitzes des Grünen Bündnisses resp. der POCH zur GP
stattgefunden. Ihren Wähleranteil konnte die GP von 4,9% auf 6,1% erhöhen, wobei
sie in der Westschweiz ausser im Kanton Neuenburg überall Anteile verlor. Auf der
Gewinnerseite stand die LP, welche sowohl die Mandatszahl (+1) als auch den
Wähleranteil (von 2,5% auf 3,0%) ehöhen konnte. Der LdU gehörte hingegen zu den
Verlierern. Er wurde am stärksten im Kanton Zürich getroffen, wo er fast die Hälfte
seines Wähleranteils und zwei seiner vier Sitze einbüsste; im Kanton Bern verlor er sein

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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einziges Mandat. 5

Die FDP blieb trotz ihren Verlusten stärkste Partei und sprach als einzige mehr als 20%
der Wählenden an. Die SP rückte mit einem gemessen am Wähleranteil knappen
Vorsprung, jedoch mit deutlich mehr Sitzen als die CVP auf die zweite Position vor;
vierte Partei blieb die SVP. Seit Bestehen der Zauberformel haben alle vier im Bundesrat
vertretenen Parteien zusammen und auch einzeln erstmals keine Sitze gewinnen
können. 146 der 200 Nationalrätinnen und Nationalräte gehören einer dieser vier
Parteien an; zusammen erhielten sie 79% der Stimmen. An fünfter Stelle rangiert die GP
mit 6,1 % und neu 14 Sitzen. Gemessen am Wähleranteil folgen darauf die AP und die SD.
Mit lediglich 3% Wähleranteil erreichte die auf wenige Kantone beschränkte LP zehn
Sitze. Die im Parlament eine Fraktionsgemeinschaft bildenden LdU und EVP erzielten
2,8% resp. 1,9% der Stimmen und 5 resp. 3 Sitze. Erstmals in der Bundesversammlung
vertreten ist die EDU, welche gesamtschweizerisch auf einen Stimmenanteil von 1%
kam. Nicht mehr im Nationalrat vertreten sind hingegen die POCH; die Grün-
Alternativen sind es nur noch dank der FraP (ZH). Ihre Kandidatinnen und Kandidaten
waren teilweise von der SP, teilweise von der GP aufgenommen worden. Hingegen
konnte die PdA in der Waadt mit dem Kantonalpräsidenten Zisyadis einen zweiten Sitz
ergattern. Nach politisch-ideologischen Lagern analysiert, haben sich die rot-grünen
Kräfte etwa halten können, die politische Mitte ist weiter geschrumpft und das rechte,
ausserhalb der Regierung politisierende Lager ist klar gestärkt aus den Wahlen
hervorgegangen.

Durch Zusammenschlüsse auf Fraktionsebene haben sich die Sitzverteilungen im
Nationalrat und die Wähleranteile noch leicht verändert; die Sozialdemokraten nahmen
den Vertreter der PSU (TI), Werner Carobbio, und die FraP-Vertreterin Christine Goll
(ZH) in ihre Reihen auf, womit sie zusammen 19,1 % Anteil erhalten. Die ursprünglich
vorgesehene Absprache einer Fraktionsgemeinschaft zwischen Vertretern und
Vertreterinnen des links-grünen "DACH"-Bündnisses und der PdA kam, bedingt durch
das schlechte Abschneiden der alternativen Linken, nicht zustande; die beiden
Nationalräte der PdA blieben fraktionslos. Der einzige Gewählte der EDU, Werner
Scherrer (BE), verblieb auch ausserhalb der Fraktionen. Die CVP nahm den Vertreter der
unabhängigen Christlichsozialen Partei des Kantons Freiburg, Hugo Fasel, auf (37
Mandate, 18,6%). Der LdU bildete wie bisher zusammen mit der EVP und dem
parteilosen Herbert Maeder (AR) eine neunköpfige Fraktion (5%). Die SD schliesslich
schlossen ein Zweckbündnis mit der Lega dei Ticinesi (7 Mandate). 6

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Kanton Bern haben die drei grossen Parteien SVP, SP und FDP sowie der LdU je
einen Sitz verloren. Die Verluste an Wähleranteilen betrugen für diese Parteien über
6%. Nutzniesser waren die zur GP gehörende Freie Liste, die SD, die AP und die EDU,
welche je einen Sitz gewannen. Prominentester Verlierer war der Bisherige Paul Günter
(ldu), welcher ebenso für beide Räte kandidiert hatte wie die bekannteste
Persönlichkeit auf der Gewinnerseite, die ehemalige Regierungsrätin Leni Robert (gp).
Der Berner CVP-Sitz wechselte vom deutschsprachigen Kantonsteil in den Südjura, wo
die CVP-Liste als Sammelbecken der Autonomisten diente. Dank einer
Unterlistenverbindung zwischen der südjurassischen CVP, der Jungen CVP und der CVP
des Laufentals wurde der dissidente Freisinnige Jean-Claude Zwahlen, der allerdings in
die CVP-Fraktion eintrat, gewählt. 7

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

In der Ostschweiz gehörten die SP, die Grünen und die AP zu den Gewinnern; auf der
Verliererseite standen die CVP und die FDP. In St. Gallen eroberte die AP und die GP je
einen Sitz. In Glarus ging der einzige Nationalratssitz von der SVP an die SP über. In
Graubünden konnte die SP, dank einer Listenverbindung mit den Grünen, der CVP
einen Sitz abnehmen. In Schaffhausen blieb die Sitzverteilung unverändert, obwohl die
FDP, die CVP und die SP Wähleranteile zugunsten der AP und des Grünen Bündnisses
verloren. Gleiches gilt in Bezug auf die Sitzverteilung auch für den Thurgau, wo
insbesondere die CVP massiv Wähleranteile einbüsste. 8

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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In der Romandie fielen die Resultate sowohl sitzmässig wie wähleranteilmässig sehr
uneinheitlich, in vielen Fällen den nationalen Trends widersprechend, aus. So verlor die
FDP in Genf über 5%, legte aber im Wallis, im Jura und in Neuenburg zu. Die CVP verlor
in allen welschen Kantonen Anteile, ausser im Jura, wo sie sich bei Abwesenheit der
PCSI um drei Prozent verbessern konnte. Einen grossen Sprung nach vorn machten die
Sozialdemokraten in Genf, wo sie von 18,6 auf über 26% vorrückten, jedoch die GP
gleichzeitig knapp 5% verlor. Im Jura gewann die SP ebenfalls drei Prozent und beinahe
gleichviel verlor sie in Freiburg. Herausragend waren auch die Gewinne an
Wähleranteilen der SD in Neuenburg und der Liberalen in Genf. Die Freisinnigen
verloren in der Waadt und in Genf je ein Mandat, die SP verlor einen Sitz in der Waadt
und gewann einen in Genf hinzu. Überraschend eroberte die PdA wieder ein Mandat in
der Waadt, wo auch die Liberalen ihre Sitzzahl um einen auf drei ausbauen konnten. 9

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das Wahlkampfprogramm der Grünen für die nationalen Wahlen wurde bereits im Mai
an der Genfer Delegiertenversammlung diskutiert. Darin bekräftigten die Grünen ihre
bekannten Positionen: EU- und UNO-Beitritt, ökologische Steuerreform und Ausstieg
aus der Atomkraft bis 2014, keine Zulassung gentechnologisch veränderter
Lebensmittel sowie neue Ergänzungsleistungen für Kinder und Erwerbslose. 10

WAHLEN
DATUM: 22.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Zu den grossen Verlierern der diesjährigen Wahlen zählten die rechten
Oppositionsparteien FP und SD. Die EDU und die Lega konnten sich halten. Insgesamt
verloren sie im Vergleich zu 1991, als sie mit 10,8% ihre grösste Parteienstärke erlangt
hatten, ganze 6%. Umfragen zeigten, dass die verloren gegangenen Stimmen sich
hauptsächlich bei der SVP wiederfanden. Die FP (1999: 0,9%), ehemals stärkste unter
den kleinen Rechtsaussenparteien, brach bei den Wahlen regelrecht ein und verlor alle
ihre bisherigen sieben Nationalratssitze sowie rund drei Viertel des Wähleranteils von
1995. Die SD verloren im Vergleich zu den letzten Wahlen 1,3% und erreichten 1,8%.
Damit sind sie trotz des schlechten Wahlergebnisses neu die stärkste unter den kleinen
Rechtsaussenparteien. Da sie ihre Sitze in Zürich und Baselland verloren haben, muss
Parteisekretär Hess (BE) die Partei in der neuen Legislatur alleine im Parlament
vertreten. EDU und Lega gingen beinahe unverändert aus dem Rennen. Die EDU konnte
sich seit ihrer Gründung 1975 von Wahl zu Wahl geringfügig steigern und 1999 ihr Niveau
auf 1,3% Parteienstärke bestätigen. Der Berner Sitz blieb der Partei erhalten. Im Tessin
erlangte die Lega immerhin rund einen Fünftel aller Wählerstimmen. Mit
Parteipräsident Bignasca konnte sie den vor vier Jahren verlorenen zweiten Sitz wieder
zurückholen.

Die Oppositionsparteien aus dem linken Parteienspektrum (GP, PdA, Solidarités und
FGA) erreichten zusammen 6,9% Parteienstärke. Stärkste Partei in diesem Lager blieb
die GP. Während sie in der Deutschschweiz etwas an Boden verlor, konnte sie in der
Romandie (NE: +7,4%) an Stimmen dazugewinnen. Die GP büsste eines ihrer Zürcher
Mandate sowie den Aargauer Sitz ein und konnte in Genf und Neuenburg je einen Sitz
gewinnen. Damit ist sie im Nationalrat weiterhin mit 8 Mitgliedern als stärkste Nicht-
Regierungspartei vertreten. PdA und Solidarités, die ihre Wählerschaft fast
ausschliesslich in der Romandie haben, erreichten 1,0% und 0,5% Parteienstärke, die
feministischen und grünalternativen Gruppierungen FGA nur gerade 0,3%. Allerdings
kandidierten die FGA in den Kantonen Bern, Baselstadt und Zug auf gemeinsamen
Wahllisten mit der GP resp. der "BastA!" oder der SP. Die so erlangten Parteienstimmen
wurden nicht den FGA zugerechnet. In Zürich verlor die Gruppierung „Frauen macht
Politik“ (FraP) ihren bisherigen Sitz. 11

WAHLEN
DATUM: 27.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Le principal parti non gouvernemental, le Parti écologiste suisse, s’est présenté dès le
début de la campagne comme opposant à une éventuelle guerre contre l’Irak. Les Verts
se sont définis comme « écologiquement cohérents, socialement engagés, globalement
solidaires ». Leur liste de treize thèmes se basait sur le « Manifeste Verts suisses »,
intitulé « Un autre monde est possible ». Accepté par les délégués en août 2002, il
rejetait la course au profit, le secret bancaire, ou encore les organisme génétiquement
modifiés (OGM). En présentant leurs points forts au mois de janvier de l’année sous
revue, les Verts ont insisté sur le fait que l’on ne pouvait plus les considérer comme
s’occupant d’un seul thème. Outre leurs racines écologistes (agricultures sans OGM,
abandon du nucléaire et orientation vers les énergies renouvelables), ils ont souligné
l’importance de la justice sociale et de la solidarité dans le monde. Concrètement, l’on
devrait tendre vers une égalité entre femmes et hommes, redistribuer le travail et la

WAHLEN
DATUM: 31.12.2003
ROMAIN CLIVAZ
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richesse, ainsi qu’améliorer la cohabitation entre les Suisses et les étrangers. Sur la
scène internationale, ils ont réaffirmé leur soutien aux mouvements altermondialistes,
leur volonté de mener une coopération au développement plus généreuse et une
politique de paix et de refus de la guerre. Dans un certain nombre de domaines, le parti
s’est clairement positionné à la gauche du PS. En matière de politique migratoire il a
développé une conception plus ouverte de la libre circulation des personnes. Il a
également remis en question la recherche de croissance économique et exigé de
repenser fondamentalement les modes de production actuels. 12

Die Nationalratswahlen waren geprägt durch das erneute Zulegen der SVP von 26,7%
(2003) auf 28,9%, dies ist der höchste je von einer Partei erreichte Stimmenanteil seit
der Einführung des Proporz. Die SVP eroberte 62 Mandate (+7) im Nationalrat, so viele
wie FDP und CVP zusammen. Der Vorsprung der SVP auf die SP wuchs auf fast zehn
Prozentpunkte an. Die SVP ist damit zur eindeutig stärksten Kraft in der
schweizerischen Politik geworden. Die SP dagegen brach ein und erzielte mit 19,5%
Wähleranteil (2003: 23,3%) ein schlechtes Ergebnis, nur 1987 und 1991 hatte sie einen
noch tieferen Wähleranteil gehabt. Sie wurde in 15 Kantonen gegenüber 2003
schwächer und verlor 9 Mandate im Nationalrat. Den Sozialdemokraten schadeten
wahrscheinlich die gute Konjunktur sowie die Prominenz des Themas Klimawandel. Die
Popularität dieses Themas nützte dagegen den Grünen, welche auf Kosten der SP
Wählerstimmen gewinnen konnten. Die Grüne Partei war die zweite Siegerin der
Nationalratswahlen, sie erreichte einen Wähleranteil von 9,6% (2003: 7,4%). Sie
gewann damit 7 Mandate im Nationalrat hinzu. Der Wähleranteil der Grünen Partei ist
der höchste, den eine kleine Partei je erreicht hat. Die FDP verlor zum siebten Mal in
Folge an Wähleranteilen und erzielte mit 15,8% das schlechteste Ergebnis ihrer
Geschichte. In 13 Kantonen hatte die FDP Verluste an Wähleranteilen hinzunehmen. Sie
verlor 5 Sitze im Nationalrat. Nur gut ein Prozentpunkt trennte die Freisinnigen von der
CVP, die ihren Wähleranteil bei 14,5% (2003: 14,4%) stabilisieren konnte und drei
zusätzliche Mandate im Nationalrat gewann. FDP und CVP lagen damit so nahe
beieinander wie noch nie seit 1975. Das Wahlergebnis der CVP wurde allerdings getrübt
durch zwei knappe Sitzverluste: Im Jura gewann überraschend ein SVP-Kandidat den
bisherigen CVP-Sitz, ebenso in Obwalden, wo der CVP-Kandidat durch einen
Parteilosen konkurrenziert worden war, so dass der SVP-Kandidat von Rotz als
lachender Dritter das Rennen machen konnte. 13
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Die Grünen setzten sich zum Ziel, erstmals in den Ständerat einzuziehen und drei bis
fünf zusätzliche Sitze im Nationalrat zu gewinnen. Sie strebten aus strategischen
Gründen auch eine Beteiligung an der Regierung an, lehnten es jedoch ab, gemeinsam
mit Bundesrat Blocher in dieser vertreten zu sein. In der Wahlplattform der Grünen, die
am 27. Januar 2007 verabschiedet wurde, dominierte das Thema Umweltpolitik. Zentral
im Wahlprogramm war neben der Forderung nach einer Abkehr von der Atomenergie
auch das Ziel einer reduzierten Abhängigkeit von fossilen Energieträgern durch den
Übergang zur Solarenergie. So hielt die Grüne Partei fest, die Schweiz solle bis 2050
ganz auf Öl als Energieträger verzichten. Die Wahlplattform der Grünen enthielt auch
ein Kapitel zur Wirtschaftspolitik, das eine gewerkschaftliche Handschrift trug. Weitere
Themen waren soziale Gerechtigkeit und Friedenspolitik. Die Wahlplattform der Grünen
wurde von der Presse als sehr links eingeschätzt, da in ihr unter anderem die
Ausweitung der Personenfreizügigkeit von der EU auf die ganze Welt und die Senkung
des Rentenalters auf 62 Jahre gefordert wurden. 14
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Die EVP führte den Wahlkampf mit einer Wertekampagne unter dem Motto „Werte fürs
Leben, Werte für die Schweiz“. Sie präsentierte sich als Mittepartei, die in den
Bereichen Ökologie und Familienpolitik linke, in der Gesellschaftspolitik dagegen rechte
Positionen einnimmt. Schwerpunkte in der Wahlplattform der EVP waren
Familienpolitik, Umweltpolitik und eine gerechte Wirtschaftspolitik. Das Wahlziel der
EVP war, aus eigener Kraft Fraktionsstärke zu erreichen, wofür zwei zusätzliche Sitze
nötig gewesen wären. Dies wollte die Partei durch eine Verdoppelung ihrer
Nationalratsvertretung in den Kantonen Bern und Zürich erreichen. Die EVP trat in
insgesamt 13 Kantonen zu den Wahlen an. Die Liberale Partei bestritt die Wahlen mit
dem Slogan „Der Freiheit Flügel verleihen“. Die Wahlplattform der Liberalen, die im Juni
2007 verabschiedet wurde, enthielt drei Grundsätze: den Menschen mehr Vertrauen
schenken als dem System, die Bürger zur Übernahme von Verantwortung motivieren
und den Jungen eine Chance geben. Das Wahlziel der Liberalen war, ihre 2003
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verlorenen Sitze im National- und Ständerat wieder zurückzuerobern. Sie trat in den
Kantonen Genf, Waadt, Neuenburg, Wallis und Basel-Stadt zu den Wahlen an. Die
Grünliberalen, die im Juli aus den kantonalen Sektionen Zürich und St. Gallen eine
nationale Partei gründeten, strebten in ihren Leitlinien eine Vereinbarung von liberalen
und ökologischen Anliegen an. Die Partei positionierte sich im politischen Zentrum.
Inhaltlich wurden mehrheitlich die Positionen der Grünliberalen des Kantons Zürich für
die Leitlinien der nationalen Partei übernommen. Die CSP trat in den Kantonen
Freiburg, Jura, Wallis und Zürich an. Im Kanton Jura kandidierte sie auch für den
Ständerat. Ihr Wahlziel war das Erreichen eines zweiten Sitzes im Nationalrat neben
demjenigen von Hugo Fasel (FR). 15

Im Kanton Zürich wurden insgesamt 30 Listen eingereicht, auf denen sich 275
Kandidatinnen (34,3%) und 527 Kandidaten um die 34 Zürcher Nationalratssitze
bewarben. Damit war die Zahl der Listen im Vergleich zu den eidgenössischen Wahlen
2007 (29 Listen) wieder angewachsen, hatte die Rekordzahl von 34 Listen aus dem Jahr
1991 aber nicht überboten. Die Zahl der Kandidierenden war marginal tiefer als 2007
(804) und wesentlich tiefer als 2003 (964). Ebenfalls weiterhin rückläufig war der
Frauenanteil unter den Kandidierenden, der 2003 noch 38,4% betragen hatte (2007:
37,7%). Sowohl die SP als auch die SVP starteten mit Listen für Auslandschweizerinnen
und -schweizer. Neu traten die BDP und zahlreiche Kleinstparteien an, darunter etwa
die Anti PowerPoint Partei, die Narrenpartei oder eine Liste mit Parteilosen. Anders als
2007 kam keine grosse Listenverbindung der Linken mehr zustande: SP, Grüne und CSP
verbanden sich auf der einen und AL, Piraten und Konfessionslose auf der anderen
Seite. In der Mitte verbanden sich die CVP, die BDP, die EVP, die GLP und die Tierpartei.
Wie in den meisten anderen Kantonen, in denen die EDU antrat, verband sie sich auch
in Zürich mit der SVP. Vier der 34 Sitze wurden frei. Insbesondere die SP, die sieben
Sitze innehatte und von der drei Nationalrätinnen und Nationalräte zurücktraten (Mario
Fehr, Christine Goll, Anita Thanei), hatte einen Aderlass zu verkraften. Den vierten
vakanten Sitz (Hans Rutschmann) hatte die SVP zu verteidigen.

Die grossen Gewinnerinnen im Kanton Zürich waren die BDP und die GLP, die
sozusagen Heimvorteil genoss: Die Grünliberalen hatten sich im Kanton Zürich 2004
von den Grünen getrennt und konstituiert. Die drei bereits 2007 eroberten, allesamt
aus Zürich stammenden GLP-Mandate konnten 2011 nicht nur verteidigt, sondern um
einen weiteren Sitz ausgebaut werden. Zu den drei Bisherigen wurde neu Thomas Maier
in den Nationalrat gewählt. Der Wählerzuwachs um 4,5 Prozentpunkte auf 11,5% wurde
nur noch von der BDP überflügelt, die in Zürich auf Anhieb auf 5,3%
Wählerstimmenanteil kam und damit zwei Sitze eroberte. Für die BDP schickten die
Zürcher Wahlberechtigten Lothar Ziörjen und Rosmarie Quadranti-Stahel nach Bern.
Die Sitzgewinne von BDP und GLP gingen auf Kosten der SVP, der CVP und der GP, die je
einen Sitz abgeben mussten. Die SVP fiel auf 29,8% Wähleranteil (-4,1 Prozentpunkte)
und 11 Sitze zurück. Der Sitz von Hans Rutschmann konnte damit nicht verteidigt
werden. Christoph Blocher schaffte es wieder in den Nationalrat. Nicht er, sondern
Natalie Rickli bekam allerdings die meisten Wählerstimmen (145'776). Neu für die SVP
wurde Hans Egloff gewählt. Abgewählt wurden somit Ernst Schibli und Ulrich Schlüer,
der bereits 2007 abgewählt worden, aber wieder nachgerutscht war. Die CVP, die ihren
2007 eroberten Sitz wieder abgeben musste (neu: 2 Sitze) kam noch auf 5%
Wähleranteil (-2,6 Prozentpunkte). Für die CVP nicht mehr wiedergewählt wurde Urs
Hany. Die Grünen mussten einen Verlust von zwei Prozentpunkten hinnehmen und
kamen mit neu 8,4% Wähleranteil auf drei Sitze. Neu gewählt wurde Balthasar Glättli,
der auch von seiner Ständeratskandidatur profitiert haben dürfte. Abgewählt wurden
hingegen Marlies Bänziger und Katharina Prelicz-Huber. Die SP (19,3%, -0,5
Prozentpunkte, 7 Sitze), die FDP (11,6%, -1,6 Prozentpunkte, 4 Sitze) und die EVP (3,1%,
-0,6 Prozentpunkte, 1 Sitz) konnten ihre Sitze trotz Verlusten halten. Die SP konnte
damit alle drei vakanten Sitze verteidigen und wurde neu von Thomas Hardegger,
Jacqueline Badran und Martin Naef vertreten. Bei der FDP und der EVP wurden die
Bisherigen bestätigt. Über 1% der Stimmen erhielten auch die EDU (1,9%) und die
Alternative Liste (1%). Die Piratenpartei war mit 0,9% elftstärkste Partei. Alle drei
blieben allerdings ohne Sitz. Der Kanton Zürich wird nach den Wahlen 2011 mit 10
Frauen und 24 Männern in Bern vertreten sein. Der Frauenanteil nahm damit im
Vergleich zu 2007 von 35,3% auf 29,4% ab. Die Stimmbeteiligung im Kanton Zürich
betrug 46,8% und war damit über zwei Prozentpunkte tiefer als noch 2007. 16
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Auch im Kanton Bern hatte die Zahl der Listen und Kandidierenden gegenüber den
Wahlen 2007 erneut zugenommen. 545 Kandidierende auf insgesamt 28 Listen
kämpften um die 26 Nationalratssitze, von denen drei frei wurden: Therese Frösch (gp),
Simon Schenk (svp) und Pierre Triponez (fdp) hatten ihren Rücktritt eingereicht. Damit
traten 31 Kandidierende mehr an als bei den Wahlen vier Jahre zuvor. Die vier
zusätzlichen Listen im Vergleich zu 2007 waren unter anderem der BDP und der GLP
aber auch der Piratenpartei geschuldet, die alle neu antraten. Die SVP trat neu nur noch
mit einer Liste an, die SP dafür gleich mit drei (inkl. Juso und Secondas). Der
Frauenanteil (33,9%) unter den Kandidierenden war im Vergleich zu 2007 rückläufig
(35,8%). Die linken Kräfte (SP, GP, AL, PdA) und die Mitte (EVP, CVP, GLP, Tierpartei)
gingen Listenverbindungen ein, während die SVP und die FDP anders als noch 2007 den
Alleingang wählten. Eine bereits im März angeregte Verbindung zwischen SVP, BDP und
FDP kam insbesondere aufgrund der Weigerung der BDP nicht zustande, die sich als
frische Kraft im Alleingang profilieren wollte. Die Frage war insbesondere, ob die BDP,
die nach der Abspaltung von der SVP zwei ursprüngliche SVP-Sitze innehatte, zusetzen
konnte und ob dies auf Kosten der SVP geschehen würde. Die SP wollte zudem ihren
Sitz, den sie aufgrund des Parteiaustrittes von Ricardo Lumengo verloren hatte,
zurückerobern. Dieser selber hatte kurz vor den Wahlen noch die Sozio-liberale Partei
gegründet, mit der er ebenfalls wieder antrat.

Tatsächlich war die BDP die grosse Gewinnerin im Kanton Bern: Sie verbuchte auf
Anhieb 14,9% Wähleranteil. Damit konnte sie nicht nur die beiden bisherigen Sitze
halten, sondern zwei weitere dazugewinnen: neu schickte die BDP Urs Gasche und
Lorenz Hess ins Bundeshaus. Darüber hinaus wurde sie auf Anhieb drittstärkste Partei.
Die Gewinne gingen allerdings wider Erwarten nicht gänzlich auf Kosten der SVP,
sondern auch der CVP und der FDP. Die SVP verlor lediglich 4,6 Prozentpunkte und
wusste neu 29% der Berner Wählerschaft hinter sich. Damit konnten die acht Sitze, die
seit der Trennung mit der BDP noch im Besitz der Berner SVP waren, gehalten werden.
In den Nationalrat gewählt wurden neben dem Ständerat Adrian Amstutz, der die
meisten Stimmen im Kanton erhielt (126'279), neu auch Albert Rösti und Nadja Pieren.
Abgewählt wurden hingegen Jean-Pierre Graber und Thomas Fuchs, der erst Anfang
Berichtjahr für Amstutz nachgerutscht war. Mit der Abwahl von Graber war der Berner
Jura zum ersten Mal seit 1848 nicht mehr in Bern vertreten. Zu den Siegern gehörte die
in Bern zum ersten Mal antretende GLP, die 5,3% der Wählerschaft und zwei Sitze
gewinnen konnte. Vertreten wird die Berner GLP durch die neu gewählten Kathrin
Bertschy und Jürg Grossen. Die Sitzgewinne von BDP und GLP gingen vor allem auf
Kosten der bürgerlichen Parteien. Die CVP, die ihren Wähleranteil von 4,7% auf 2,1%
halbiert sah, verlor ihren Sitz: Abgewählt wurde Norbert Hochreutener. Die FDP, die
ebenfalls einen starken Rückgang ihrer Wählerinnen und Wähler verzeichnen musste (-
6,4 Prozentpunkte, neu: 8,7%) büsste zwei ihrer vier Sitze ein. Neben dem
zurückgetretenen Triponez wurde Peter Flück abgewählt. Die EDU schliesslich verlor
ihren einzigen von Andreas Brönnimann gehaltenen Sitz ebenfalls, obwohl die
Wählerverluste vergleichsweise moderat ausfielen (-0,5 Prozentpunkte, neu: 3,1%).
Ihren Sitz halten konnte hingegen die EVP mit 4,2% Wähleranteil (-1,2 Prozentpunkte).
Auch im links-grünen Lager mussten Verluste an Wählerstimmen in Kauf genommen
werden, die sich allerdings nicht in Sitzverlusten manifestierten. Die SP, die mit 19,3%
Wähleranteil (-1,9 Prozentunkte) zweite Kraft blieb, konnte den Sitz des abgewählten
Ricardo Lumengo zurückerobern und hielt ihre insgesamt sechs Sitze. Für den im
zweiten Wahlgang in den Ständerat gewählten Hans Stöckli rutschte der Berner
Stadtpräsident Alexander Tschäppät nach. Auch Matthias Aebischer gehörte zu den
neuen Gesichtern in der SP-Fraktion. Die Grünen konnten ihre drei Sitze ebenfalls
halten, obwohl auch sie im Vergleich zu 2007 Federn lassen mussten (-3,5
Prozentpunkte, neu: 9,4%). Für die zurückgetretene Therese Frösch wurde Regula Rytz
gewählt. Die GP und die SP profitierten dabei von ihrer Listenverbindung: gleich zwei
Restmandate fielen den beiden Parteien zu. Bern gehörte zu einem der wenigen
Kantone, in dem der Frauenanteil unter den Abgeordneten zunahm, nämlich von 30,8%
auf 42,3%. Die Stimmbeteiligung war ebenfalls höher als noch 2007 und lag bei 50,4%
(2007: 46,4). 17
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Die Grünen setzten sich nach eigenen Aussagen eher bescheidene Ziele: Die Erhöhung
des Wähleranteils auf 10% sowie der Gewinn von drei zusätzlichen Nationalrats- und
einem zusätzlichen Ständeratsmandat. Noch vor der Atomkatastrophe im japanischen
Fukushima beschlossen die Grünen, den Kampf gegen AKW zum Hauptthema ihrer
Wahlkampagne zu machen, wäre doch für die neue Legislatur die Planung weiterer
Atomkraftwerke geplant gewesen. Zwar wurden auf die Wahlplattform auch weitere
Themen, etwa der Schutz der Grundrechte, aufgenommen; die Partei wollte jedoch
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insbesondere mit ihrem Kernthema Umweltschutz mobilisieren, für das sie gemäss
Umfragen auch als kompetent beurteilt wurde. Für zusätzliche Aufmerksamkeit sollte
unter dem Slogan „Echt grün, echt stark“ die Lancierung zweier Initiativen sorgen: die
Atomausstiegsinitiative und die Initiative „Grüne Wirtschaft“, die einen drastischen
Rückgang der Nutzung natürlicher Ressourcen fordert. 18

Erst Mitte Juni wurde der Wahlkampf der GLP gestartet. Ziel war mindestens
Fraktionsstärke bzw. der Gewinn von sechs bis acht Nationalratsmandaten und die
Verteidigung der beiden Ständeratssitze. In ihrer Medienmitteilung gab die GLP ein
Wahlkampfbudget von rund CHF 800'000 an, wobei CHF 600'000 von den kantonalen
Sektionen eingesetzt würden. Auch die GLP wollte mit der Lancierung einer Initiative
(„Energie- statt Mehrwertsteuer“) Wählerinnen und Wähler für sich gewinnen. Zudem
schrieben sich die Grünliberalen den Einsatz für mehr Wirtschaftsverantwortung, eine
bessere Raumplanung, für mehr Eigenverantwortung und Toleranz, für mehr
Lebensqualität und mehr Bildung auf die Fahnen. Die GLP wollte als junge und
dynamische Partei Politik für die Allgemeinheit machen statt Partikularinteressen zu
verfolgen. 19
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Résumé
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Élections fédérales 2019

Des vagues vertes et violettes ont déferlé sur la Suisse lors des élections fédérales de
2019. En effet, celles-ci ont été marquées par la progression des partis écologistes et
par une meilleure représentation des femmes sous la coupole. Portés par la présence
de la question climatique dans le débat public, les vert.e.s sont passés de 13 à 35
parlementaires, et les vert'libéraux de 7 à 16. Les manifestations pour le climat ont
permis à ce thème d'occuper le devant de la scène au cours de la campagne. De
manière similaire, la grève des femmes du 14 juin 2019 a bénéficié d'une importante
couverture médiatique. Dans les urnes, cela s'est traduit par une augmentation
significative de la délégation féminine dans les deux chambres. 95 élues siégeront entre
2019 et 2023, contre 71 lors de la législature précédente.
En outre, la cuvée 2019 des élections fédérales s'est distinguée par un nombre record
de candidatures. 4'645 personnes ont brigué un siège au Conseil national, contre 3'788
en 2015. Cette augmentation s'explique notamment par l'abandon des parrainages: les
partis ont été exemptés de collecter des signatures pour présenter plusieurs listes.
Ainsi, de multiples listes «jeunes», «femmes», «écologistes», «seniors» ou encore
«innovation» ont été lancées. Avec divers apparentements, cela a permis à certain.e.s
de grignoter les pourcentages nécessaires à la conquête d'un siège supplémentaire.

Lors de l'élection au Conseil national, les vert.e.s ont récolté 13.2 pour cent des voix
(+6.1 points de pourcentage pp par rapport à 2015), franchissant ainsi pour la première
fois la barre symbolique des dix pour cent. Leurs cousins vert'libéraux se sont établis à
7.8 pour cent (+3.2pp). Les partis gouvernementaux ont fait les frais de cette
progression écologiste. Demeurant le premier parti du pays, l'UDC a cependant reculé à
25.6 pour cent (-3.8pp). Le PS a perdu 2pp pour s'établir à 16.8 pour cent, alors que le
PLR a engrangé 15.1 pour cent des suffrages (-1.3pp). En perte de vitesse constante
depuis plusieurs années, le PDC s'est fait passer devant par les vert.e.s. Avec 11.4 pour
cent (-0.2pp), le parti démocrate-chrétien a réalisé le score le plus bas de son histoire.
Enfin, le PBD a aussi perdu des plumes, avec un score de 2.5 pour cent (-1.6pp). En
nombre effectif de mandats, 30 sièges sont revenus au groupe des vert.e.s, qui compte
également deux membres de l'extrême-gauche (+18 par rapport à 2015). Les socialistes
ont perdu 4 fauteuils mais en conservent 39. Les vert'libéraux obtiennent 16 mandats
(+9) et le PLR 29 (-4). 31 parlementaires composent le groupe du centre (25 PDC, 3 PEV
et 3 PBD), 5 de moins qu'en 2015. Malgré la perte de 12 sièges, le groupe UDC en
compte encore 55, y compris un représentant de la Lega et un de l'UDF. Avec ce
«Linksrutsch» («glissement à gauche»), les groupes UDC et PLR perdent la majorité
absolue qu'ils détenaient entre 2015 et 2019. 
Le vent de changement n'a en revanche pas atteint le Conseil des États. Favorisés par
l'élection au système majoritaire pratiquée dans tous les cantons sauf le Jura et
Neuchâtel, le PDC et le PLR demeurent les mieux représentés. Les démocrates-
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chrétiens ont conservé leurs 13 fauteuils. Le PLR en a perdu un pour s'établir à 12
mandats. Les vert.e.s ont progressé au détriment du PS. En effet, les écologistes (5
sièges) ont récolté 4 sièges supplémentaires, tandis que les socialistes (9 sièges) ont dû
en abandonner 3. 6 sièges sont revenus à l'UDC (+1). Enfin, l'indépendant Thomas
Minder a conservé son siège pour le canton de Schaffhouse. 
L'étude électorale du FORS a révélé que le succès des vert.e.s était dû au soutien d'une
grande part de l'électorat socialiste. En effet, un tiers des électeurs et électrices des
vert.e.s avaient voté pour le PS en 2015. Globalement, le PES et le PVL ont bénéficié du
soutien d'un électorat jeune. De son côté, l'UDC a eu de la peine à mobiliser son
électorat, notamment car ses thèmes-phares, à savoir «l'immigration» et «l'asile»,
n'ont pas figuré en tête des problèmes jugés prioritaires par la population. Tandis que
le PLR a aussi eu des difficultés à mobiliser son électorat, le PDC a pu compter sur ses
fidèles. Pour le parti démocrate-chrétien, le bât blesse lorsqu'il s'agit de récolter des
voix au-delà de ses troupes. En outre, la vague verte a été plus forte dans les villes que
dans les campagnes. En revanche, pas de Röstigraben pour la progression écologiste,
qui se fait ressentir tant en Suisse romande qu'en Suisse alémanique. Au Tessin, le
succès des écologistes a été moins retentissant. L'arc lémanique et la région zurichoise
ont connu les progressions les plus marquées des partis verts.
Poussé par son succès, le parti écologiste a revendiqué un siège au Conseil fédéral.
Cependant, la candidature de la présidente du parti Regula Rytz (BE) n'a pas été
couronnée de succès. Les partis bourgeois ont défendu le siège d'Ignazio Cassis et le
Conseil fédéral a été renouvelé dans son intégralité.

Par canton:
Appenzell Rhodes-Extérieures: CE, CN
Appenzell Rhodes-Intérieures: CE, CN
Argovie: CE, CN
Bâle-Campagne: CE, CN
Bâle-Ville: CE, CN
Berne: CE, CN
Fribourg: CE, CN
Genève: CE, CN
Glaris: CE, CN
Grisons: CE, CN
Jura: CE, CN
Lucerne: CE, CN
Neuchâtel: CE, CN
Nidwald: CE, CN
Obwald: CE, CN
Saint-Gall: CE, CN
Schaffhouse: CE, CN
Schwytz: CE, CN
Soleure: CE, CN
Tessin: CE, CN
Thurgovie: CE, CN
Uri: CE, CN
Valais: CE, CN
Vaud: CE, CN
Zoug: CE, CN
Zurich: CE, CN
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ 20

Bei den Ständeratswahlen 2019 im Kanton Graubünden traten die beiden Bisherigen
Stefan Engler (CVP) als auch Martin Schmid, beide seit 2011 im Ständerat vertreten,
wieder zur Wahl an. Anders als vor vier Jahren, als die beiden die einzigen Kandidaten
waren und in einer faktisch stillen Wahl gewählt wurden, mangelte es den beiden
Bisherigen in diesem Jahr nicht an Gegenkandidaten. Nachdem auch Magdalena
Martullo-Blocher eine Kandidatur lange nicht explizit ausschloss, nominierte die SVP
schlussendlich Valérie Favre Accola in einer ausserordentlichen
Delegiertenversammlung einstimmig. Bei einer Wahl wäre sie gleichzeitig die erste Frau
und die erste SVP-Vertreterin für Graubünden im Ständerat geworden. Dank guten
Ergebnisse bei kantonalen Wahlen, ritt die Bündner SP auf einer Erfolgswelle. Deshalb
galt ihr Ständeratskandidat Jon Pult als aussichtsreichster Herausforderer der beiden
Bisherigen. Pult trat, ebenso wie Favre Accola, mit einer Doppelkandidatur zusätzlich
auch bei den Nationalratswahlen an. Die Grünliberalen schickten Géraldine Danuser,
aktuell Mitglied der Jungen Grünliberalen, ins Rennen. Das Kandidatenfeld wurde durch
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Timo Stammwitz (parteilos) komplettiert. So viele Herausforderer hatten die bisherigen
Ständerate im Kanton Graubünden in der jüngeren Vergangenheit noch nie. Trotz dieser
historischen Konkurrenz, schien die Bündner CVP-FDP-Standesstimme nie ernsthaft in
Gefahr zu sein. Engler und Schmid traten an vielen Wahlkampfevents gemeinsam auf
und betonten dabei stets ihre gute Zusammenarbeit. 

Das Duo Engler und Schmid konnte sich wie erwartet schon am Wahlsonntag feiern
lassen, denn beide wurden im ersten Wahlgang wiedergewählt. Das beste Resultat
erzielte Stefan Engler, der mit 30'033 Stimmen problemlos das absolute Mehr von
23'778 erreichte. Dahinter landete Martin Schmid mit 26'629 Stimmen auf dem zweiten
Rang. Die anderen Kandidierenden verpassten es die Favoriten in einen zweiten
Wahlgang zu zwingen, geschweige denn ihnen ernsthaft gefährlich zu werden. Am
ehesten gelang dies noch Jon Pult (15'230 Stimmen), der vor Valérie Favre Accola
(10'093 Stimmen) und Géraldine Danuser (7'106 Stimmen) auf dem dritten Rang
landete. 21

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Linke und ökologische Parteien

Bei den Nationalratswahlen übertraf die GPS ihr Minimalziel der Konsolidierung der elf
Sitze um drei Mandate (neu vierzehn Sitze) und konnte ihren Wähleranteil von 4,9 auf
6,1% erhöhen. Diese Gewinne waren allerdings weitgehend auf die Beitritte von
Kantonalsektionen, welche 1987 zum Grünen Bündnis gehört hatten, zurückzuführen. In
den Kantonen der Westschweiz ging der Wähleranteil ausser in Neuenburg überall
leicht zurück, was laut Parteipräsidentin Gardiol (VD) auf die Tatsache schliessen lässt,
dass die Wählerschaft in der Romandie im Gegensatz zu jener in der Deutschschweiz
die fundamentalistischen Positionen der GPS bezüglich der Europäischen Integration
und der NEAT nicht geschätzt hätte. Bei Wahlen in die kantonalen Parlamente zeigte
sich eine rückläufige Bewegung in allen Kantonen ausser Freiburg, wo neu vier grüne
Abgeordnete Einsitz fanden. 22

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die eidgenössischen Wahlen brachten den Grünen mit dem Verlust fast der Hälfte der
bisherigen Nationalratssitze - was weit über dem effektiven Rückgang des
Wähleranteils liegt - eine klare Wahlniederlage. Zuvor hatten die Grünen bei den
kantonalen Wahlen acht Mandate verloren. Parteiintern wurde deshalb der
Kurswechsel der Partei kritisiert, diskutiert wurde aber auch ein Zusammenschluss aller
grünen Kräfte. 
Als 20. Vollmitglied nahm die GPS die Ökoliberale Bewegung Schaffhausen auf. 23

WAHLEN
DATUM: 22.10.1995
EVA MÜLLER

Trotz der Niederlage zu Jahresbeginn bei den kantonalen Wahlen in Zürich, wo die GP
fünf von sechzehn Parlamentsmandaten verloren hatte, gab man sich für die
eidgenössischen Wahlen vom Herbst zuversichtlich und rechnete mit drei Sitzgewinnen
im Nationalrat. Das Ergebnis bestätigte den Status quo: zwei Sitzgewinnen in der
Westschweiz standen zwei Mandatsverluste in der Deutschschweiz gegenüber; der
Wähleranteil konnte mit 5,0% gehalten werden.

WAHLEN
DATUM: 24.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Bei den eidgenössischen Wahlen konnten die Grünen die Zahl ihrer
Nationalratsmandate von 9 auf 13 erhöhen. Als Reaktion auf die Drohung der SVP, in die
Opposition zu gehen, falls ihr das Parlament nicht einen zweiten Bundesratssitz für
Christoph Blocher (svp, ZH) zugestehen würde, brachten die Grünen Co-Präsidentin
Ruth Genner (ZH) als Kandidatin für den Bundesrat ins Spiel, um eine allfällige Regierung
mit einer Mitte-links-Mehrheit ohne SVP-Beteiligung zu ermöglichen. Gewählt wurde
Christoph Blocher an Stelle von CVP-Bundesrätin Ruth Metzler. Bei den kantonalen
Wahlen errangen die Grünen insgesamt 5 zusätzliche Sitze. 24

WAHLEN
DATUM: 22.11.2003
MAGDALENA BERNATH
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Nach den für die Grünen sehr erfolgreich verlaufenen Wahlen (7 Sitzgewinne im
Nationalrat und 2,2 Prozentpunkte mehr Wähleranteil als 2003) trat Parteipräsidentin
Ruth Genner (ZH) aufgrund der Amtszeitbeschränkung zurück. Genner war seit 2001 in
der Parteileitung gewesen, zunächst als Co-Präsidentin, dann als alleinige Präsidentin.
Der Vizepräsident der Grünen, Ueli Leuenberger (GE), zeigte Interesse an Genners
Nachfolge. Als weitere mögliche Kandidatinnen galten Franziska Teuscher (BE) und Maya
Graf (BL). Genner sprach sich für ein Co-Präsidium mit einem Mann und einer Frau aus,
während Leuenberger ein System mit Präsidium und Vizepräsidium favorisierte. 25

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.10.2007
SABINE HOHL

Mit einem Budget von rund CHF 250'000.- wollte die GLP ihre Sitzzahl im Nationalrat
von drei auf sechs bis acht erhöhen und die beiden Ständeratsmandate (ZH und UR)
halten. Wahlziel sei eine eigene Fraktion, wobei die Zusammenarbeit mit der CVP und
der EVP weitergeführt werden solle, gab Parteipräsident Bäumle im Januar bekannt. Mit
Listenverbindungen wolle man zudem die Mitte insgesamt zu stärken versuchen.
Ansprechen wolle man insbesondere eine urbane Wählerschaft. 26

WAHLEN
DATUM: 08.01.2011
MARC BÜHLMANN

Erst Mitte Juni gab die GLP den offiziellen Startschuss für ihren Wahlkampf. Ihren
Wahlauftakt präsentierte die Partei in Bern. Ziel der Partei, die weder links noch rechts,
sondern neu und anders sein will, sei es, grüne Anliegen mit liberalen Lösungsansätzen
zu verknüpfen. Als thematische Schwerpunkte wurden der Atomausstieg, eine starke,
verantwortungsbewusste Wirtschaft sowie die Förderung von Pluralität,
Chancengleichheit und Eigenverantwortung genannt. Auch eine verbesserte,
koordinierte Raumplanung und eine verursachergerechte Mobilität wurden als wichtige
Parteianliegen erwähnt. Die GLP sei für Personenfreizügigkeit, stelle sich aber gegen
einen EU-Beitritt. 27

WAHLEN
DATUM: 17.06.2011
MARC BÜHLMANN

Die Energiepolitik – insbesondere der Kampf gegen neue Atomkraftwerke – wurde von
der GP bereits im Januar, also noch vor der Atomkatastrophe in Japan zum zentralen
Wahlkampfthema erkoren. An einer Pressekonferenz Mitte Januar in Bern starteten die
Grünen ihre Kampagne und warben für den Atomausstieg: Jede Grüne Stimme sei eine
Stimme gegen neue AKWs. Es brauche viel Arbeit, dass im Herbst eine möglichst grosse
Gruppe an Atomausstiegsbefürwortern im Nationalrat sitze. 28

WAHLEN
DATUM: 11.08.2011
MARC BÜHLMANN

Die Grünen, die bisher insbesondere in den Städten Erfolge gefeiert hatten, setzten
sich bei den nationalen Wahlen zum Ziel, auch auf dem Land stärker Fuss zu fassen und
damit die 10%-Marke zu knacken. Bei den Wahlen 2007 hatten sie einen Wähleranteil
von 9,6% erreicht. Drei bis vier zusätzliche Nationalratssitze sowie ein zusätzlicher Sitz
in der kleinen Kammer, der im Kanton Bern im Bereich des Möglichen liege, wurden von
Parteipräsident Leuenberger (GE) als Ziel formuliert, womit man auch reif für einen
Bundesratssitz sei. Für die Wahlen waren CHF 180'000.- budgetiert. 29

WAHLEN
DATUM: 01.09.2011
MARC BÜHLMANN

Die Nationalratswahlen endeten für die Grünen in einem eigentlichen Debakel.
Präsident Leuenberger sprach von einem schwarzen Tag. Mit dem Verlust von fünf
Sitzen gehörte die GP zu den grossen Geschlagenen (neu: 15 Mandate). Die 8,4%
Wählerstimmenanteil (-1,2 Prozentpunkte) bedeuteten zwar das zweitbeste Resultat in
der Geschichte der Grünen Partei, die Erfolge von 2007, als man die Sitzzahl beinahe
verdoppeln konnte, und die vergebliche Hoffnung auf einen Fukushima-Effekt liess die
Verluste aber umso gravierender erscheinen. Die Grünen waren in 21 Kantonen zu den
eidgenössischen Wahlen angetreten (nicht in UR, OW, GL, SH und AI). Zwar konnte die
GP in neun Kantonen (SZ, BS, AR, SG, GR, TI, VS, NE, JU) sogar an Wähleranteilen
zulegen, dies reichte aber nirgends zu einem Sitzgewinn. Je einen Sitzverlust mussten
die Grünen dafür in den Kantonen Zürich (neu: 3 Mandate), Zug (0), Solothurn (0), Basel-
Stadt (0) und Waadt (2) hinnehmen. Die Sitze verteidigen konnten sie hingegen in Bern
(3) und Genf (2) sowie in Luzern, Basel-Landschaft, St. Gallen, Aargau und Neuenburg (je
1). Die Niederlage wurde mit der Konkurrenz der GLP aber auch mit der Ausrichtung auf
das Thema Atomausstieg zu erklären versucht. Parteiintern wurde auch der Vorwurf
laut, aus dem „Steilpass Fukushima“ zu wenig gemacht zu haben (von Graffenried, BE).
Zudem wurde gemutmasst, dass der Beschluss des Parlaments zum Atomausstieg dem
monothematischen Wahlkampf der Grünen den Wind aus den Segeln genommen habe.
Eine genauere Analyse der Wahlen zeigte auf, dass die Grünen im Gegensatz zu den

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN
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Wahlen 2007 viel Proporzpech zu beklagen hatten, waren doch die Mandatseinbussen
weitaus grösser als der Rückgang der Wählerprozente. 30

Ihre beiden Sitze in der kleinen Kammer vermochten die Grünen zu verteidigen.
Während Robert Cramer in Genf im ersten Wahlgang der Ständeratswahlen bestätigt
wurde, setzte sich Luc Recordon im Kanton Waadt zwar erst im zweiten Wahlgang,
letztlich aber überraschend deutlich durch. Achtungserfolge erzielten die Grünen in
den Kantonen Bern und Glarus. In Bern trug der Rückzug von Alec von Graffenried nach
dem ersten Wahlgang wesentlich zur Rückeroberung des SP-Sitzes bei. In Glarus war
Karl Stadler gegen die beiden Bisherigen angetreten und wurde knapp Dritter.
Chancenlos waren die grünen Angriffe auf die kleine Kammer hingegen in den Kantonen
Luzern, Schwyz, St. Gallen, Aargau, Thurgau, Wallis und Neuenburg.

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Für beide bisherigen Ständeratssitze in Zürich (Verena Diener) und in Uri (Markus
Stadler) musste die GLP in den zweiten Wahlgang. Dabei wehrte sie sich letztlich relativ
deutlich gegen die Angriffe der SVP. In zwei weiteren Kantonen hatte sich die GLP
Chancen auf weitere Ständeratsmandate ausgerechnet. Im Kanton Aargau (Peter
Schumacher) und im Kanton Waadt (Isabelle Chevalley) hatte die Partei jedoch keine
Chance.

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

2019 war das Jahr der Grünen: Nicht nur erreichte die Partei sehr gute Resultate in den
kantonalen Erneuerungswahlen, sondern sie konnte mit 17 zusätzlichen Mandaten (neu:
28 Sitze) und einem Anstieg des Wähleranteils um 6.1 Prozentpunkte (neu: 13.2 Prozent)
auch in den Nationalratswahlen 2019 einen grossen Sieg erzielen. Wie die NZZ
berichtete, gewannen die Grünen in fast allen Kantonen – nur an den Innerschweizer
Kantonen ging der Erfolg der Partei vorbei. In einem Interview im Blick Anfang Januar
2019 hatte sich Parteipräsidentin Regula Rytz (gp, BE) gewünscht, dass die Partei in den
Nationalratswahlen vier oder fünf Sitze zulegen könnte; ein Ziel, das wider Erwarten
gänzlich übertroffen wurde. Nicht überraschend zeigte sich die Parteipräsidentin
folglich nach den Wahlen gegenüber den Medien extrem zufrieden und bedankte sich in
einem NZZ-Interview bei den jungen Mitgliedern der Klimabewegung, die zur
Politisierung der Jugend beitrügen. 
Die positiven Resultate der Grünen brachten auch einen finanziellen Vorteil für die
Partei mit sich: Wie der Tages-Anzeiger berechnete, erhält die Partei zukünftig bis zu
CHF 600'000 mehr an Fraktionsbeiträgen. Hinzu kommen die Mandatsabgaben der
Neugewählten – bisher CHF 9'000 für Nationalrätinnen und Nationalräte –, was weitere
CHF 150'000 in die Kasse spülen soll. Dies seien bedeutende Mittel bei einem Budget
von bisher CHF 1.2 Mio., betonte die Zeitung.
Klima- und Frauenpolitik waren die zwei Hauptthemen der Grünen in der
Wahlkampagne, Themen, die seit der Gründung der Partei schwerpunktmässig
bewirtschaftet werden. Regula Rytz erklärte in einem Interview im April 2019, dass die
Klima- und Frauenbewegung zu einer Politisierung von Wählergruppen führten, die bei
den Wahlen derjenigen Partei ihre Stimme gaben, die diese Themen schon lange auf der
Agenda haben - so eben die Grünen.
Wie eine statistische Analyse der Kandidaturen nach Geschlecht, Kanton und Partei im
Auftrag der EKF zeigte, hatte die Partei das Thema der Gleichstellung auch bei den
Wahllisten aufgenommen. Die Grünen zeigten den höchsten Frauenanteil unter den
Kandidierenden: 55.4 Prozent der Kandidierende auf den Wahllisten waren Frauen.
Insgesamt hatten die Grünen in 13 Kantonen eine Frauenmehrheit auf ihren Wahllisten
und standen somit an der Spitze.
Während der Wahlkampagne der Grünen berichteten die Medien viel über die
Kandidatur von Tamy Glauser – dem berühmten Schweizer Topmodel –  für den
Nationalrat. In einem Tages-Anzeiger-Interview machte Glauser klar, dass sie keine
«One-Woman-Show» für die Partei sei, sondern dass sie sich für die Umwelt und die
Rechte der LGBT+-Community einsetzen wolle. Für Furore sorgte Glauser in der Folge,
als sie auf den sozialen Medien in einem Post erklärte, dass das «Blut von Veganern und
Veganerinnen zum Beispiel Krebszellen töten kann», wie der Blick berichtete. Diese
Aussage wurde in den Medien und in der Öffentlichkeit laut kritisiert. Dass eine solche
Aussage über Veganismus und Krebs ihrerseits derartige Reaktionen auslösen könne,
habe sie nicht erwartet, betonte Glauser. Diese Episode habe ihr gezeigt, dass sie für
die Politik noch nicht bereit gewesen sei, wie sie auf Instagram schrieb. Aus diesem
Grund zog sie ihre Kandidatur Ende Juli 2019 zurück. Für die Nationalratsliste der
Grünen wurde daraufhin die Zürcher Kantonsrätin Esther Guyer (ZH, gp)

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.10.2019
GIADA GIANOLA
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nachnominiert. 31

An ihrer ersten Delegiertenversammlung nach den eidgenössischen Wahlen 2019
feierte die Grüne Partei in Bern vor allem ihre grossen Wahlerfolge. Noch nie habe eine
Partei derart zugelegt wie die Grünen. Mit durchschnittlich 46 Jahren seien die Grünen
die jüngste Fraktion und der Frauenanteil betrage 61 Prozent, so die Medienmitteilung
nach der Versammlung. In ihrer Rede dankte die Präsidentin Regula Rytz (gp, BE) allen
Anwesenden für das «überwältigende Ergebnis», das nur dank grosser Vorarbeit und
guter Kampagne möglich gewesen sei. Die Erfolge würden aber auch hohe Erwartungen
für die neue Legislatur wecken. Ziel müsse eine «umweltverträglichere» und
«gerechtere» Politik sein, forderte Fraktionspräsident Balthasar Glättli (gp, ZH) in
seinem Votum. Hierzu müsse man mit der SP und der Mitte Bündnisse finden. Der
Rückenwind werde helfen, einen «sozialen und mehrheitsfähigen Klimaschutz»
umzusetzen. Mit neuer «Ernsthaftigkeit», die laut Tages-Anzeiger die Partei erfasst
habe, forderte die Präsidentin schliesslich einen grünen Bundesratssitz und eine neue
Zauberformel. Entschieden wurde hierzu an der Versammlung freilich noch nichts. Das
«neue Selbstverständnis», das die NZZ der Partei attestierte, liess die Präsidentin aber
zur These verleiten, dass die Grünen wohl eher einen Regierungssitz erobert hätten,
wenn Johann Schneider-Ammann und Doris Leuthard auf Ende Legislatur und nicht
«taktisch» zurückgetreten wären. Rytz forderte ein Gesetz gegen Rücktritte während
der Legislatur. Die neue «Volkspartei mit Bewegungscharakter» wie Regula Rytz das
neue Selbstverständnis laut NZZ umschrieb, nutzte die Delegiertenversammlung
schliesslich auch noch für die Parolenfassung für die Abstimmungen vom 9. Februar
2020: Einstimmig (1 Enthaltung) empfahlen die Abgeordneten ein Ja zur Volksinitiative
«Für mehr bezahlbare Wohnungen» sowie ein Ja zur Änderung des Strafgesetzbuches
(«Diskriminierung und Aufruf zu Hass aufgrund der sexuellen Orientierung»). 32

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.11.2019
MARC BÜHLMANN

Nach den Erfolgen sowohl in den National- als auch in den Ständeratswahlen 2019
forderten die Grünen in den darauffolgenden Bundesratswahlen einen Bundesratssitz.
Zwar hatte Parteipräsidentin Regula Rytz (gp, BE) am Wahlsonntag der eidgenössischen
Wahlen auf eine klare Aussage dazu verzichtet und lediglich angemerkt, dass die
Verteilung der Bundesratssitze nicht mehr passe. Am 22. November 2019 gab Rytz
jedoch ihre Kandidatur für die Bundesratswahlen offiziell bekannt. Man habe so lange
mit dem Entscheid gewartet – die Ankündigung von Rytz kam fast einen Monat nach den
Nationalratsergebnissen und drei Wochen vor den Bundesratswahlen –, da man in
Gesprächen mit den anderen Parteien die Wahlchancen abzuschätzen versucht habe,
erklärte Rytz gegenüber dem Tages-Anzeiger. Diese Gespräche seien positiv verlaufen,
woraufhin die Grünen den FDP-Sitz von Ignazio Cassis angriffen. Die FDP sei im
Bundesrat rechnerisch übervertreten, weshalb Rytz eine neue Zauberformel vorschlug,
gemäss der die beiden grössten Parteien SP und SVP je zwei Sitze und FDP, CVP und die
Grünen je einen Sitz haben sollten. Rytz betonte die Dringlichkeit einer Fortsetzung der
Klimaschutzdiskussionen und die entsprechende Unterstützung in der
Stimmbevölkerung. Aus diesem Grund sei der Anspruch der Grünen auf einen
Bundesratssitz gerechtfertigt, obwohl mit Ignazio Cassis ein Vertreter einer
sprachlichen Minderheit angegriffen werde. Man könne – so Rytz – nicht alle Ansprüche
befriedigen.
Die Zeitungen kommentierte diese verspätete Kandidatur von Rytz und ihren Start in
den Bundesratswahlkampf als misslungen. Die NZZ begründete die späte Bekanntgabe
damit, dass Rytz ihrer Ständeratskandidatur Priorität eingeräumt habe und folglich bei
einer Wahl in den Ständerat auf die Bundesratskandidatur verzichtet hätte. Stattdessen
hätte sich Rytz aus dem Ständeratsrennen nehmen und sich auf die Bundesratswahl
konzentrieren müssen – war sich die Presse einig. Als entsprechend klein schätzten sie
auch ihre Chancen, gewählt zu werden, ein, betonten dabei aber vor allem die
entscheidende Rolle der GLP-Fraktion auf einer Seite und der CVP-EVP-BDP-Fraktion
auf der anderen Seite. 

Am Tag der Wahl stellte sich neben den Grünen nur die Sozialdemokratische Fraktion
offiziell hinter die Forderung, die Zauberformel zu ändern und die grüne Kandidatin
Regula Rytz zulasten von FDP-Bundesrat Ignazio Cassis zu unterstützen. Im Rahmen der
parlamentarischen Debatte betonte SP-Fraktionspräsident Roger Nordmann (sp, VD),
dass die Zusammensetzung des Bundesrates mit einer Mehrheit von je zwei
Bundesratssitzen der FDP und der SVP aufgrund der Wahlerfolge der Grünen nicht
mehr repräsentativ sei für die Schweiz und das Parlament. Keine Unterstützung erhielt
Rytz von den übrigen Parteien. Die Grünliberale Fraktion entschied sich zwar für
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Stimmfreigabe, was für einigen Unmut bei den Grünen sorgte. Einige GLP-Mitglieder
äusserten sich diesbezüglich im Tages-Anzeiger und erklärten, dass sie sich eine
gemeinsame Strategie mit den Grünen für einen Bundesratssitz gewünscht hätten.
Absprachen diesbezüglich hätten jedoch nicht stattgefunden. Auch von der CVP-
Fraktion erfuhren die Grünen keine Unterstützung, diese gab an, Ignazio Cassis zu
unterstützen. Nach den Wahlen äusserte sich Balthasar Glättli im Sonntags-Blick
kritisch gegenüber der CVP und stellte in Aussicht, dass die Grünen zukünftig auch den
Sitz von Viola Amherd angreifen könnten, falls die CVP keinen Beitrag zu einer
griffigeren Klimapolitik leiste. Da auch die FDP- und die SVP-Fraktion Ignazio Cassis
unterstützten, setzte sich dieser mit 145 Stimmen durch. Regula Rytz erhielt 82
Stimmen, 11 Stimmen entfielen auf Verschiedene. 

Im Zusammenhang mit der Forderung der Grünen nach einem Bundesratssitz
berichteten die Medien ausgiebig über eine neue Zauberformel und somit über eine
neue Zusammensetzung des Bundesrates. In einem Interview schlug SP-Parteipräsident
Christian Levrat (sp, FR) vor, den Bundesrat auf neun Mitgliedern zu erweitern; dies
gäbe mehr Spielraum, um die grossen Parteien angemessen in die Regierung zu
integrieren, die Regionen wären besser vertreten und die Bundesräte würden entlastet.
Altbundesrat Christoph Blocher schlug stattdessen vor, dass sowohl die SP als auch die
FDP zukünftig nur jeweils einen Sitz haben und stattdessen auch die Grünen und
Grünliberalen je einen Sitz erhalten sollten (sogenannte Formel Christoph Blocher: 2-1-
1-1-1-1). 33

Liberale Parteien

In 14 Kantonen traten rund 250 Kandidierende der GLP zu den Nationalratswahlen an.
Das Durchschnittsalter der Kandidatinnen und Kandidaten lag bei 36 Jahren; 30%
davon waren Frauen. Unter den Kandidierenden fanden sich zudem auffällig viele
Akademiker, Unternehmer und Naturwissenschaftler. Das gesteckte Ziel wurde mehr als
übertroffen: Die GLP konnte ihre Sitzzahl im Vergleich zu 2007 (3 Sitze) auf unerwartete
zwölf Mandate vervierfachen. Freilich waren einige der Sitzgewinne auch auf die
geschickten Listenverbindungen zurückzuführen. Damit erklärt sich auch, weshalb die
GLP mit einem gesamtschweizerisch gleich grossen Wähleranteil wie die BDP (5,4%)
drei Sitze mehr erobern konnte. In acht der vierzehn Kantone, in denen die GLP
angetreten war, konnte sie sich über Sitzgewinne freuen: so in Luzern (6,1%),
Graubünden (8,3%), Aargau (5,7%) und Thurgau (5,2%). In der Waadt (5,1%), wo die
Grünliberalen zum ersten Mal angetreten waren, holten sie auf Anhieb einen Sitz. In
Bern trat die GLP ebenfalls zum ersten Mal an und eroberte mit 5,4% der
Wählerstimmen gleich zwei Sitze. In St. Gallen und in Zürich war die GLP bereits 2007
angetreten. In St. Gallen erhöhte sich der Wähleranteil um 2,8 Prozentpunkte auf 6,0%,
was für den Gewinn eines Sitzes ausreichte. Im Gründungskanton der Partei
schliesslich, konnte die GLP mehr als jeden zehnten Wahlberechtigten von ihrem
Programm überzeugen (11,5%, +4,5 Prozentpunkte): Zürich schickte damit neu vier
Grünliberale nach Bern. In den Kantonen Zug (6,8%), Freiburg (3,5%), Solothurn (5,0%),
Basel-Stadt (5,8%), Basel-Landschaft (5,0%) und Genf (3,2%) reichte der erlangte
Wähleranteil nicht für einen Sitzgewinn. Mit den total zwölf Nationalratsmandaten
erreichte die GLP deutlich Fraktionsstärke. Die bereits 2007 gewählte Zürcherin Tiana
Angelina Moser wurde Ende Oktober zur Fraktionspräsidentin bestimmt. 34

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN
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